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Die Gespräche zwischen den Amerikanern und den Taliban sind aussichtslos. Der Westen 
unterschätzt die aufständischen Afghanen - und stärkt sie durch den Abzug der US-Truppen 

Guido Steinberg und Nils Wörmer 

Mitte Juni verkündete der afghanische Präsident Hamid Karsai, dass die US-Regierung 
Gespräche mit den Taliban führt. Das ist zunächst nicht weiter überraschend, da bereits seit 
2008 Berichte über entsprechende Sondierungen kursieren. Die Bedeutung dieser 
Gespräche sollte jedoch nicht überschätzt werden. Denn es handelt sich lediglich um 
Vorgespräche, die gegebenenfalls zu tatsächlichen Verhandlungen hinführen. Zudem ist 
fraglich, ob die Aufständischen überhaupt ein Interesse an einer friedlichen Beilegung des 
Konflikts haben und zu welchen Bedingungen ein Konsens möglich ist. 

Es spricht einiges dafür, dass die Aufständischen sich selbst in einer Position der Stärke 
sehen und die Gespräche vor allem führen, um die Zeit bis zum Abzug der westlichen 
Truppen zu überbrücken. Der Befehl von US-Präsident Barack Obama, ein Drittel der 
Soldaten bis zum Sommer 2012 aus dem Land abzuziehen, wird die Taliban in ihrem 
Glauben, die Zeit stehe auf ihrer Seite, bestärken. 

Politik und Öffentlichkeit in vielen westlichen Ländern müssen von der Vorstellung Abschied 
nehmen, dass die Taliban ein monolithischer Akteur sind. Allzu oft werden hierzulande die 
Aufständischen insgesamt als Taliban bezeichnet. Diese sind aber nur eine der drei 
dominierenden aufständischen Organisationen - neben dem Hakkani-Netzwerk und der 
Islamischen Partei Gulbuddin Hekmatjars. Letztere ist in Kabul an der Macht beteiligt und hat 
sich in den vergangenen Jahren zu einer wichtigen Stütze des Karsai-Regimes entwickelt. 

Für die Verhandlungen bedeutet diese Gemengelage, dass sie wahrscheinlich nur zum 
Erfolg führen können, wenn nicht nur die Taliban, sondern auch mindestens eine zweite 
aufständische Organisation dazu bewegt werden kann, die Waffen niederzulegen. Dies gilt 
umso mehr, als sich der Charakter des Konflikts in Afghanistan derzeit deutlich verändert. 
Seit 2010 wird immer offensichtlicher, dass sich Karsai schrittweise von den Amerikanern 
und ihren Verbündeten distanziert und parallel den Kontakt zu den Aufständischen sucht. 
Zwar unterhalten Teile der Kabuler Regierung seit Jahren mehr oder weniger intensive 
Kontakte zu ihnen, doch verstärkte sich dieser Trend ab 2009. Grund war Obamas 
Verkündung der neuen US-Strategie, die nach einer kurzzeitigen Truppenaufstockung um 30 
000 Mann auch den Beginn des amerikanischen Abzugs ab Sommer 2011 vorsah. 
Folgerichtig begann Karsai verstärkt, sich auf die Zeit nach dem Rückzug vorzubereiten. Die 
Annäherung an die Islamische Partei Gulbuddin Hekmatyars und die Taliban Mullah Omars 
erschien ihm dabei als ein probates Mittel. Infolge dieser Politik verschärften sich die alten 
Konflikte zwischen den in der Kabuler Regierung vertretenen Volksgruppen - den 
Paschtunen einerseits sowie Tadschiken, Usbeken und Hasara andererseits. 

Es stellt sich daher die Frage, ob die Taliban in dieser Situation überhaupt 
verhandlungsbereit sind und was der Westen den Taliban anbieten kann, um diese zu einer 
Übereinkunft zu bewegen. Wahrscheinlich würde die Suche nach einer Verhandlungslösung 
mit den Amerikanern zu einer Spaltung der Bewegung führen. Das erklärt die bisherige 
Zurückhaltung der Taliban zumindest teilweise. Viel wichtiger noch dürfte sein, dass Mullah 



Omar und seine Getreuen weiterhin an den Erfolg ihrer Sache glauben. Sie argumentieren 
bereits seit 2010, dass die Amerikaner und ihre Verbündeten im Sommer 2011 den Rückzug 
antreten und dass sie die Regierung in Kabul anschließend ohne Probleme stürzen werden. 

Dass die US-Strategie gerade hier zu scheitern droht, geht auf ihre zwei Geburtsfehler 
zurück: Der erste war die Nennung eines konkreten Termins für den Abzug, der zweite die 
unzureichende Truppenaufstockung von 2010. Mit 30 000 Mann lag Obama deutlich 
unterhalb der von seinen Militärs geforderten Mindestzahl von 40 000 zusätzlichen 
amerikanischen Soldaten, die benötigt wurden, um die neue Strategie zur Bekämpfung des 
Aufstands zu implementieren. So gelang es trotz einer zielführenden Strategie und schweren 
Verlusten der Taliban seit 2010 nicht, diese nachhaltig zu schwächen. Vielmehr profitierten 
sie immer wieder davon, dass die Amerikaner und ihre Verbündeten zu wenig Personal 
hatten, um Gebiete wie vorgesehen auch längerfristig zu halten und dort staatliche 
Strukturen aufzubauen. 

Die Verbündeten, auch die Deutschen, haben maßgeblichen Anteil an der Misere. Das 
Pentagon ging 2009 davon aus, dass für den Norden insgesamt etwa 12 000 Mann zur 
Durchsetzung der neuen Strategie benötigt würden. Als eine entsprechende Bitte um 
Unterstützung in Berlin weitgehend ignoriert wurde, mussten die USA 5000 Mann in den 
Norden Afghanistans entsenden, um die Aufständischen auch im deutschen Einsatzgebiet 
zu bekämpfen. Diese Truppen fehlten den Amerikanern fortan im Süden und Osten des 
Landes. Zudem bestätigten die Ereignisse die Taliban in ihrer Einschätzung, dass die 
Entschlossenheit der Ausländer schnell nachlassen werde. 

Infolge der politischen und militärischen Ausgangslage dürften auch die gegenwärtigen 
Gespräche scheitern. Die Aufständischen sind trotz aller Verluste der vergangenen beiden 
Jahre in einer günstigen Situation. Denn die Amerikaner und ihre Verbündeten sind 
mittlerweile gezwungen zu verhandeln, wenn sie ihren Abzug geordnet abwickeln und 
Afghanistan halbwegs stabil hinterlassen wollen. Die Aufständischen hingegen müssen nur 
warten und von Zeit zu Zeit Handlungsfähigkeit zeigen, bis die Truppen endgültig abgezogen 
sind. 

Es zeichnet sich ab, dass die immer wieder behauptete Kriegsmüdigkeit der Aufständischen 
nicht den Tatsachen entspricht. Eher trifft dies auf die USA und ihre Verbündeten zu. Dies 
sind denkbar schlechte Voraussetzungen für einen Verhandlungsprozess, der tatsächlich zu 
einer Lösung der afghanischen Probleme führen könnte. 

 


